
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Arif Taşdelen SPD  
vom 23.06.2026

Wirtschaftliche Folgen des Anstiegs fremdenfeindlicher Straftaten

Jüngsten Berichten zufolge verzeichnen die fremdenfeindlichen Straftaten im Freistaat 
Bayern einen historischen Höchststand. In ihrer Antwort auf eine parlamentarische 
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu dieser Entwicklung erklärte 
die Staatsregierung: „Ein darüber hinausgehender polizeilicher Handlungsbedarf be-
steht nicht.“

Gleichzeitig betont die Staatsregierung in ihren wirtschaftspolitischen Leitlinien die 
Bedeutung der Gewinnung internationaler Arbeits- und Fachkräfte zur Sicherung des 
Wohlstands.

Vor dem Hintergrund der steigenden Fallzahlen bei den fremdenfeindlichen Straftaten 
ergibt sich ein potenzielles Spannungsfeld zwischen der sicherheitspolitischen Lage-
beurteilung und den wirtschaftspolitischen Zielsetzungen des Freistaates.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Hat die Staatsregierung seit 2022 Studien, Berichte oder Rückmeldungen 
von Wirtschaftsverbänden, IHKs oder der Bundesagentur für Arbeit er-
halten, die einen Zusammenhang zwischen dem Anstieg fremdenfeind-
licher Straftaten und Schwierigkeiten bei der Gewinnung oder Bindung 
internationaler Fachkräfte in Bayern belegen oder nahelegen?  �   3

1.2	 Falls solche Rückmeldungen vorliegen, welche konkreten Erkennt-
nisse hat die Staatsregierung daraus gezogen (falls nicht, bitte die 
Angabe des Grundes, aus dem solche Rückmeldungen nicht syste-
matisch erfasst wurden)?  �   3

2.1	 Welche konkreten messbaren Ziele hat die Staatsregierung für die 
Gewinnung internationaler Fachkräfte für den Zeitraum 2026 bis 2030 
festgelegt?  �   3

2.2	 Und berücksichtigt die Staatsregierung dabei das Sicherheitsempfinden 
internationaler Beschäftigter als Standortfaktor?  �   3

3.1	 Gab es seit 2022 eine ressortübergreifende Abstimmung zwischen dem 
Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration und dem Staats-
ministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie zu den Aus-
wirkungen von Hasskriminalität auf die Fachkräftegewinnung?  �   4

3.2	 Falls ja, wann?  �   4
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3.3	 Und mit welchem Ergebnis?  �   4

4.1	 In welchen wirtschaftspolitischen Strategiedokumenten der Staats-
regierung wird Diskriminierungsschutz für internationale Beschäftigte 
als Standortfaktor explizit berücksichtigt?  �   4

4.2	 Welche konkreten Maßnahmen sind dort vorgesehen?  �   4

5.1	 Welche niedrigschwelligen Meldewege für fremdenfeindliche Vorfälle 
unterhalb der Strafbarkeitsschwelle stellt die Staatsregierung inter-
nationalen Fachkräften – insbesondere in Ballungsräumen wie der 
kreisfreien Stadt Nürnberg – seit 2022 zur Verfügung?  �   5

5.2	 Wie viele Meldungen wurden über diese Wege erfasst (bitte tabella-
risch nach Jahr und Regierungsbezirk aufgeschlüsselt angeben)?  �   5

6.1	 In welcher Form will die Staatsregierung den Landtag künftig über die 
Auswirkungen von Hasskriminalität auf den Wirtschaftsstandort Bay-
ern und die Gewinnung internationaler Fachkräfte unterrichten?  �   5

6.2	 In welchem Turnus will die Staatsregierung den Landtag künftig über 
die Auswirkungen von Hasskriminalität auf den Wirtschaftsstandort 
Bayern und die Gewinnung internationaler Fachkräfte unterrichten?  �   5

Hinweise des Landtagsamts  �   6
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Antwort  
des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium des Innern, für Sport und Integra-
tion und dem Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
vom 14.07.2026

1.1	 Hat die Staatsregierung seit 2022 Studien, Berichte oder Rück-
meldungen von Wirtschaftsverbänden, IHKs oder der Bundesagentur 
für Arbeit erhalten, die einen Zusammenhang zwischen dem Anstieg 
fremdenfeindlicher Straftaten und Schwierigkeiten bei der Gewin-
nung oder Bindung internationaler Fachkräfte in Bayern belegen 
oder nahelegen?

1.2	 Falls solche Rückmeldungen vorliegen, welche konkreten Erkennt-
nisse hat die Staatsregierung daraus gezogen (falls nicht, bitte die 
Angabe des Grundes, aus dem solche Rückmeldungen nicht syste-
matisch erfasst wurden)?

Die Fragen 1.1 und 1.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Der Staatsregierung liegen keine Rückmeldungen von Wirtschaftsverbänden, IHKs 
oder der Bundesagentur für Arbeit vor, die einen Zusammenhang zwischen dem An-
stieg fremdenfeindlicher Straftaten und Schwierigkeiten bei der Gewinnung oder Bin-
dung internationaler Fachkräfte in Bayern belegen oder nahelegen.

2.1	 Welche konkreten messbaren Ziele hat die Staatsregierung für die 
Gewinnung internationaler Fachkräfte für den Zeitraum 2026 bis 2030 
festgelegt?

Die Staatsregierung setzt zur Sicherung des Fachkräftebedarfs auf die Entwicklung und 
Ausschöpfung aller inländischen Potenziale sowie die Sicherung und Steigerung der 
Beschäftigungsfähigkeit und Produktivität vorhandener Fachkräfte im strukturellen und 
technologischen Wandel (insbesondere durch Weiterbildung). Aufgrund der massiven 
Auswirkungen der demografischen Entwicklungen in den kommenden Jahren gilt es 
ergänzend, die Zuwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten weiter zu optimieren. 
Im Vordergrund stehen dabei die Digitalisierung und Beschleunigung der Zuwande-
rungs- und Anerkennungsverfahren in Zusammenarbeit mit der Bundesebene sowie 
die Unterstützung der Unternehmen in Bayern bei der Fachkräftesicherung. Konkrete 
messbare Ziele für die Gewinnung internationaler Fachkräfte für den Zeitraum 2026 
bis 2030 wurden dabei nicht festgelegt.

2.2	 Und berücksichtigt die Staatsregierung dabei das Sicherheits-
empfinden internationaler Beschäftigter als Standortfaktor?

Für die Staatsregierung ist Sicherheit generell und für alle Bevölkerungsgruppen 
ein bedeutendes Thema. Internationale Beschäftigte werden dabei nicht gesondert 
hervorgehoben.
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3.1	 Gab es seit 2022 eine ressortübergreifende Abstimmung zwischen 
dem Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration und dem 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie zu 
den Auswirkungen von Hasskriminalität auf die Fachkräftegewinnung?

3.2	 Falls ja, wann?

3.3	 Und mit welchem Ergebnis?

Die Fragen 3.1 bis 3.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Bei Hasskriminalität handelt es sich um politisch motivierte Straftaten, welche gemäß 
bundesweit einheitlicher Richtlinien im Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch 
motivierter Kriminalität gespeichert werden. Hierbei gibt es jedoch keine Recherche-
möglichkeit hinsichtlich Fachkräften oder Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort 
Bayern. Dies ist auch nicht polizeiliche Aufgabe. Jedoch geht die Bayerische Polizei 
konsequent gegen jegliche Form der Politisch motivierten Kriminalität und damit auch 
gegen Hasskriminalität konsequent vor und informiert auch die Öffentlichkeit hierüber. 
Es darf exemplarisch auf das im Internet veröffentlichte Lagebild Hasskriminalität Bayern 
2025 verwiesen werden. Ein konkreter Austausch hierzu fand zwischen dem Staats-
ministerium des Innern, für Sport und Integration (StMI) und dem Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) auf fachlicher Ebene nicht statt.

4.1	 In welchen wirtschaftspolitischen Strategiedokumenten der Staats-
regierung wird Diskriminierungsschutz für internationale Beschäftigte 
als Standortfaktor explizit berücksichtigt?

4.2	 Welche konkreten Maßnahmen sind dort vorgesehen?

Die Fragen 4.1 und 4.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Beim Schutz vor Diskriminierung handelt es sich um eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, die als solche in wirtschaftspolitischen Strategiedokumenten nicht gesondert 
aufgegriffen wird.

Die Staatsregierung ergreift seit jeher vielfältige präventive und repressive Maßnahmen 
sowie Initiativen zur Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Extremismus 
und Antisemitismus in der Zivilgesellschaft. Diese Schutzmaßnahmen beziehen sich 
auf alle Bevölkerungsgruppen. Es findet keine Unterscheidung nach internationalen 
Beschäftigten und anderen Betroffenen statt.

Über die Strategien und Maßnahmen der Staatsregierung angesichts von ‚fremden-
feindlich‘, ‚rassistisch‘, ‚ausländerfeindlich‘ oder ‚antisemitisch‘ motivierten Straf- und 
Gewalttaten in Bayern hat die Staatsregierung dem Landtag bereits mehrfach schrift-
lich berichtet. Entsprechend wird auf die Antwort des StMI auf die Schriftliche Anfrage 
des Abgeordneten Cemal Bozoğlu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 1. März 2026 
betreffend „Rassistische Straf- und Gewalttaten in Bayern 2025“ verwiesen.
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5.1	 Welche niedrigschwelligen Meldewege für fremdenfeindliche Vor-
fälle unterhalb der Strafbarkeitsschwelle stellt die Staatsregierung 
internationalen Fachkräften – insbesondere in Ballungsräumen wie 
der kreisfreien Stadt Nürnberg – seit 2022 zur Verfügung?

5.2	 Wie viele Meldungen wurden über diese Wege erfasst (bitte tabella-
risch nach Jahr und Regierungsbezirk aufgeschlüsselt angeben)?

Die Fragen 5.1 und 5.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Staatsregierung unterhält keine spezifischen niedrigschwelligen Meldewege für 
fremdenfeindliche Vorfälle unterhalb der Strafbarkeitsschwelle. Unabhängig davon ste-
hen – jeweils im Rahmen ihres sachlichen Zuständigkeitsbereichs – die Meldestellen 
Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS Bayern) sowie REspect! im 
Netz bei strafbarem Hass und Hetze im Netz grundsätzlich auch internationalen Fach-
kräften offen. Eine gesonderte statistische Erfassung von Meldungen internationaler 
Fachkräfte erfolgt jedoch nicht.

6.1	 In welcher Form will die Staatsregierung den Landtag künftig über 
die Auswirkungen von Hasskriminalität auf den Wirtschaftsstandort 
Bayern und die Gewinnung internationaler Fachkräfte unterrichten?

6.2	 In welchem Turnus will die Staatsregierung den Landtag künftig über 
die Auswirkungen von Hasskriminalität auf den Wirtschaftsstandort 
Bayern und die Gewinnung internationaler Fachkräfte unterrichten?

Die Fragen 6.1 und 6.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Es wird auf die Beantwortung der Fragen 3.1 bis 3.3 verwiesen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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